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DSK ist kein alter Zopf 
 
Das Ludwig A. Meyer-Haus, mit Fördermitteln des Landes NRW als 
Deutsch-Slawisches Kulturzentrum saniert, steht vor dem Aus?!  
Konzipiert als eine besondere Einrichtung, an der Grenzstelle zwischen 
Deutschland und Polen und in Verpflichtung für die Vergangenheit der 
BewohnerInnen des Hauses, entwickelten viele MitstreiterInnen das le-
bens- und liebenswerte Profil des Hauses. Gäste, ob als Besucherin-
nen, AustellerInnen, KünstlerInnen, Vortragende lobten die wunderbare 
Atmosphäre dieses architektonischen Kleinods. Vorbei sollen sie nun 
sein die Zeiten als Kulturveranstaltungen, Diskussionsrunden, Ausstel-
lungen, Projekte, gemütliche Runden und andere das Haus bevölkerten. 
Wir erinnern uns noch gut an den knarrenden Fußboden, der immer den 
Hauch von vergangener Zeit aufleben ließ. Oder die wunderbaren Ver-
anstaltungen im großen Garten des Meyer-Hauses, als viele Gubene-
rinnen und Gubener kamen und es sich ein paar Stunden unter den 

große alten Bäumen gemütlich machten.  
Geht es nach Bürgermeister Hübners Willen, hat das DSK sein Leben als Kultureinrichtung in Guben ausgehaucht. Seit einigen Jah-
ren schon arbeitete er eifrig daran, dieser Einrichtung die Lebensader abzuschneiden. Veranstaltungen wurden immer weniger, Per-
sonal wurde nicht mehr separat zur Verfügung gestellt, im Schaukasten angepinnte Öffnungszeiten waren nur noch Makulatur.  
Sicher ist es notwendig, dass die Mittel der Stadt konzentriert und sinnvoll eingesetzt werden; das bedeutet auch, dass größere Ver-
anstaltungen in der „Alten Färberei“ stattfinden. Doch bedeutet dies automatisch das Aus für das DSK? Ist es eine Alternative die 
wunderbaren Kleinkonzerte im Saal des DSK in die „Fabrik“ zu verlagern? Und ist die Quote ein Entscheidungskriterium für das An-
gebot von Veranstaltungen? Wir sagen zu all diesen Fragen  „Nein“. Denn es ist keine adäquate Alternative in Sicht. Sicher gibt es 
irgendwelche Pläne zu einem Bürgerschaftshaus in der Villa Alte Poststraße 61, doch wie viel es kostet, wer es betreibt, wer es womit 
beleben soll – Beschlüsse der Stadtverordneten dazu gibt es nicht.  
Damit sind wir beim entscheidenden Punkt: der Bürgermeister hat mit der ausgeschriebenen Verkaufsabsicht des DSK die gesetzli-
chen Rechte der SVV missachtet. Nur die Stadtverordnetenversammlung darf entscheiden, ob das DSK als öffentliche Einrich-
tung aufgelöst wird. Sollte es einen solchen Beschluss geben, darf die SVV entscheiden, ob sie verkaufen will und erst danach kann 
es entsprechende Verkaufsverhandlungen geben. In Guben ignoriert der Bürgermeister eben mal so einfach dieses gesetzlich vorge-
sehene Verfahren; diesbezügliche Anfragen und Anmerkungen unserer Fraktion am 21.Januar in der SVV und am 18.Februar im 
Haushaltsausschuss blieben bisher unbeantwortet. Vielmehr bereitet die Verwaltung weiter eifrig den Verkauf vor, und will diesen im 
April über die Bühne ziehen.  
Jetzt wird es darum gehen, ob die Mehrheit der Stadtverordneten diese öffentliche Vorführung mitmachen will. Wir sagen jedenfalls 
klipp und klar. Das DSK ist kein alter Zopf, der abgeschnitten werden muss.  

Fraktion DIE LINKE 

28. März 2009:
Demonstrationen 
zur Wirtschaftskrise
DIE LINKE gehört zu den 
Mitunterzeichnern eines Auf-
rufs für die Großdemonstra-
tionen am 28. März in Berlin 
und Frankfurt/Main. Der Par-
teivorstand hat Mitglieder, 
Sympathisantinnen und 
Sympathisanten aufgerufen, 
sich an den Demonstratio-
nen unter dem Motto "Wir 
zahlen nicht für eure Krise!" 
zu beteiligen. Die Demo in 
Berlin startet am 28. März 
2009 um 12 Uhr vor dem 
Roten Rathaus. Die Ab-
schlusskundgebung ist für 
15 Uhr am Gendarmen-
markt geplant. 

 



Aufbruchstimmung im „Krähenbusch“ 
von Enken van Foer 
 

Am Samstag, dem 21. Februar 2009 
trafen sich um 10.00 Uhr über 80 Mit-
glieder der Partei DIE LINKE. aus Gu-
ben, Forst, Schenkendöbern und dem 
Amt Peitz zur Gesamtmitgliederver-
sammlung im Gubener Gartenlokal 
„Krähenbusch“. Auf der Tagesordnung 
stand die Wahl der oder des Direktka-
didatin/en für den Wahlkreis  41 zur 
Landtagswahl am 27. September 
2009. Vor vier Jahren war dieser 
Wahlkreis von dem Forster Linkspar-
teipolitiker Christian Otto gewonnen 
worden, der am 4. August 2006 ver-
storben ist. 
Nachdem der Vorsitzende des Kreis-
verbandes Lausitz Diethelm Pagel 
ausführlich zur gegenwärtigen politi-
schen Situation im Land Brandenburg 
und der Region berichtete, schlug er 
Kerstin Nedoma als Kandidatin der 
Partei DIE LINKE. für den Wahlkreis 
41 vor. Er begründete den Vorschlag 
mit der kontinuierlichen ehrenamtli-
chen Arbeit seit Mai 1990 als Frakti-
onsvorsitzende in der Stadtverordnen-
tenversammlung Guben, dem erfolg-
reichen Wirken als Kreistagsabgeord-
nete in den Jahren 1993 bis 2003. In 
beiden Kommunalvertretungen hat 
sich Kerstin Nedoma als Ausschuss-
vorsitzende verschiedener Ausschüs-
se auch den Respekt und die Aner-
kennung der anderen Gremienmitglie-
der erarbeitet. Dass Kerstin Nedoma 
durch ihr uneigennütziges Handeln 
Vertrauen bei den Bürgerinnen und 
Bürgern erwoben hat, zeigen ihre ü-
berragenden Stimmenergebnisse der 
letzten beiden Kommunalwahlen. Ab-
schließend erinnerte er die Anwesen-
den an die 10 thematischen Kinderfes-
te in den neunziger Jahren, die unter 
ihrer Regie in Guben stattfanden und 
ihre redaktionelle Arbeit beim Linken 
Stadtanzeiger seit seiner ersten Aus-

gabe im September 1990.                  
In ihrer Vorstellungsrede stellte sie ihre 
Sicht auf die gegenwärtige 
Krisensituation da und kritisierte das 
vorherige Untätigsein der Re-
gierenden, welches jetzt mit 
milliardenschweren Steuergeld-
„Schutzschirmen“ für Banken und 
Konzerne in Aktionismus wechselte. 
Die Krise haben nicht nur Manager zu 
verantworten, die Politik hat deren 
Treiben vorher keinen Regeln unter-
worfen.  Kerstin Nedoma schloss ihre Ausfüh-
rungen wie folgt: 
 

„ ’Mit Gedanken schlägt man keine 
Fenster ein’, sagt ein altes Sprichwort.  
Ich würde sagen, wenn ein Gedanke 
wirklich gut ist, wenn er so gut ist, dass 
er einschlägt, dann öffnen sich alle 
Fenster und Türen von selbst. Innova-
tive Ideen und Gedanken, deren Zeit 
gekommen ist, haben eine größere 
Durchschlagskraft, als manche den-
ken.  
Die Zeit ist gekommen, unsere Idee 
einer menschlicheren, solidarischen 
Gesellschaft noch stärker als bisher in 
der Brandenburger Landespolitik vo-
ranzutreiben.  
Dazu bedarf es einer Vielzahl von lin-
ken Abgeordneten aus allen Regionen 
unseres Landes.  
Ich bitte euch heute um euer Vertrau-
en, dass ich im Wahlkreis 41 für unse-
re Partei DIE LINKE. antreten darf, 
verbunden mit der Hoffnung, dass ich 
auf eure Unterstützung im Wahlkampf 
zählen kann. Danke.“ 
 

Nachdem anschließend neben ande-
ren Rednern der Forster Ortsverband 
die Kandidatur von Kerstin Nedoma 
begrüßte und unterstützte gaben 94% 
der Anwesenden in geheimer Wahl ein 
klares Votum für Kerstin Nedoma ab. 
 

 

Kerstin Nedoma 
 

Biografisches: 
Æ 1963 geboren in Erfurt 
Æ aufgewachsen und Schulzeit 
     in Hoyerswerda 
Æ verheiratet seit 1982, zwei 
     Söhne (20 Jahre und 25 Jahre)
Æ seit 1984 wohnhaft in Guben 
Ausbildung:  
Æ 1980 bis 1984 Studium von  
     Physik und Mathematik in Hal- 
     le/Saale zur Diplomlehrerin 
Æ 1993 bis 1996 Politik-Fernstu- 
    dium an der Universität Pots- 
    dam auf Lehramt für Sekundar-
    stufe II 
Æ 2004 bis 2006 Fernstudium der 
    Rehabilitationspädagogik  
    Schwerpunkt Hörschädigung an
    der Humboldt-Universität zu  
    Berlin 
berufliche Tätigkeit: 
Æ im Schuldienst seit 1984 in Gu-
    ben 
politischer Werdegang: 
Æ seit 1990 Stadtverordnete in der
SVV Guben und seitdem Frakti-
onsvorsitzende  
¾ von 1993 bis 2003 Vorsit-

zende des Ausschusses für
Bildung, Jugend und Kultur

¾ seit 2003 Vorsitzende des
Hauptausschusses 

¾ Mitglied im Fachausschuss
Haushalt und Vergabe seit
2003 

Æ von 1993 bis 2003 Mitglied des
Kreistages Spree-Neiße 
¾ von 1993 bis 2003 Vorsit-

zende des kreislichen Bil-
dungsausschusses 

Ehrung: 
Sozialministerin Dr. Regine Hil-
debrand verleiht den Frauenpreis 
„Brandenburgerin 1998“ für her-
ausragendes kommunalpolitisches 
Engagement an Kerstin Nedoma  



      im Rathaus 
 

Haushalt  
Verwundert rieben wir uns die Augen, als 
der Haushaltsentwurf der Verwaltung uns 
nicht im Januar übergeben wurde. Erste 
Nachfragen dazu wurden nicht beantwor-
tet. Dabei hatte die Verwaltung Ende vo-
rigen Jahres verkündet, dass man seit 
dem Spätsommer am Haushalt 2009 ar-
beite, damit es diesmal schneller mit der 
Beschlussfassung gehe.  
Im Februar-Haushaltssausschuss gab es 
nun eine fast abenteuerliche Begründung 
für die Verspätung: man wartete die letzte 
Sitzung der SVV am 29.12.2008 ab, um 
die Beschlussfassungen einzuarbeiten. 
Da sind wir ja nun gespannt auf dieses 
Ergebnis. Ebenfalls unbeantwortet blieb 
die Frage, ob es stimme, dass der Bür-
germeister von Guben wirklich keinen 
Widerspruch gegen die Erhöhung der 
Kreisumlage eingelegt habe. Aus Kreis-
tagskreisen wissen wir aber, dass es so 
ist. 
 

Hauptsatzung  
Einen Minimalentwurf für dieses 
Grundsatzdokument der Gemeinde legte 
die Verwaltung vor. Nur das absolut Not-
wendige findet sich darin wieder. Die 
Möglichkeiten der Kommunalverfassung 
für mehr Bürgerbeteiligung, z.B. durch 
Einwohnerbeteiligung, durch Beiräte (bei 
uns für Senioren und Kinder und Jugend-
liche), Beauftragte (Behinderten- und In-

tegrationsbeauftagte), zusätzliche Rechte 
der Ortsteile wurden nicht aufgenommen. 
Hierzu gibt es umfangreiche Änderungs-
vorschläge der Fraktionen Wir Gubener 
Bürger, CDU und DIE LINKE., die hof-
fentlich die Zustimmung der SVV finden. 
Interessant sind die Vorschläge zur Ver-
teilung der Zuständigkeiten zwischen 
Bürgermeister, Hauptausschuss und 
SVV. Seit Jahren ist dieses ein Zankap-
fel zwischen den Stadtverordneten und 
dem Bürgermeister und liegt vor Gericht. 
Im Hauptsatzungsentwurf finden sich 
nicht die Inhalte der Zuständigkeitsord-
nung, wie 2004 beschlossen, wieder, so 
dass es auch hier umfangreiche Ergän-
zungsanträge unserer Fraktion und von 
Wir Gubener Bürger gibt.  
 

Konjunkturmittel  
Die Krise spült zusätzliche Mittel aus 
dem Konjunkturpaket in die Investiti-
onskasse der Stadt. Dieses Geld ist 
nicht für die Privatschatulle des Bür-
germeisters bestimmt, woraus er ir-
gendwelche Kreisel bauen will und 
auch nicht als Eigenmittel für bereits 
beantragte Projekte. Wie der Name 
es schon sagt; es sind zusätzliche 
Mittel, die nachhaltig investiert werden 
müssen. Was liegt da näher als an 
Kinder und Jugendliche zu denken; 
d.h. die Verpflichtung, dass diese 
Gelder weit überwiegend in Kitas und 

Schulen eingesetzt werden müssen 
ist genau richtig.  
Von unserer Seite gibt es den Vor-

schlag, dass die Diesterweg-
Grundschule an erster Stelle bei der 
Mittelvergabe stehen soll. Die Stabili-
sierung der Schulanfängerzahlen 
zeigt, dass diese Schule Bestand in 
unserer Stadt haben wird und es end-
lich Zeit wird, dass durch eine Sanie-
rung für diese SchülerInnen gleich-
wertige Bedingungen zu den anderen 
GrundschülerInnen in Guben geschaf-
fen werden. 
 

Akteneinsicht  
Ein legitimes Recht der Stadtverordne-
ten, um sich Einsicht in bestimmte 
Vorgänge zu verschaffen. Dieses be-
antragten wir jetzt zum DSK, zur Kreis-
umlage und zum Einzelhandelskonzept 
in Vorbereitung der Sitzung der SVV 
am 4.März. Weder der Bürgermeister 
noch der Beigeordnete haben aber Zeit 
für uns, so dass wir erst in drei Wo-
chen!!!, also Mitte März einen Termin 
bekommen sollen. 

 

 

Ein Jahr der Mahnung beginnt 
von Peter Stephan  

Vor 10 Jahren starb ein Mensch in einem Gubener Hausflur. In der Nacht vom 13 zum 14. Februar 
1999 spielte sich ein Drohszenario gegenüber einem jungen Algerier durch Rechtsextremisten ab. In 
panischer Angst sprang er durch die Scheibe der Eingangstür der Hugo Jentsch Straße 14. Dabei 
schnitt ihm das Glas die Schlagader am rechten Bein auf. Farid Guendoul verblutete. 
Was damals geschah, macht heute noch viele Gubenerinnen und Gubener betroffen. Einen Aufruf 
folgend setzten sich 15 Vertreter aus den unterschiedlichsten Bereichen und Schichten der Gubener 
Bevölkerung zu einer Initiative zusammen. Die Beschäftigung mit diesem Thema soll sich nach Mei-
nung dieser Initiativegruppe nicht nur auf einen Tag beschränken. Deshalb nennt sie sich „Jahr der 
Mahnung“.  

Auftakt zu diesem Jahr bildete am 13.02.2009 um 10:00 Uhr ein einminütiges Glockenläuten der evangelischen Kirchen von Guben. 
Nach einer Andacht in der Kapelle formierte sich ein Marsch mit Kerzen zum Gedenkstein. Dort begann zur gleichen Zeit eine 24-
stündige Mahnwache. Sie gestaltete sich zu einem Gedenkevent. Viele kamen um Essen vorbei zu bringen. Kerzen wurden angezündet, 
Blumen niedergelegt. Manche Bürgerinnen und Bürger kamen und redeten. Die Organisatoren, die Jugendinitiative Open G.A.T.E. bot 
abends speziell zu diesem Thema Videofilme an. Die Jugendvereine „Fabrik“ und „Comet“ halfen bei Technik und Logistik. Ein zusätzli-
ches Zelt wurde privat gesponsert. Später kamen ungefähr 25 Jugendliche um einfach nur dabei zu sein. Früh in den Morgenstunden 
glühte der Holzofen immer noch. Der erste Kaffee kam um 7:00 Uhr. Die Mahnwache hat trotz eisiger Kälte und Dank der vielfältigen 
Unterstützung aus der Bevölkerung durchgehalten. 
Nein – Guben ist keine Nazi-Stadt. Doch „der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch“.  


